




b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

4. Weitergehende Hinweise 

D 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
181 Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 

ggf. Rechtsgrundlage 

1. Sachverhalt 
Die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes beinhaltet die folgenden drei Teilflächen: 

Teilfläche A 
Darstellung Sonderbaufläche Bevölkerungsschutz, derzeit als gewerbliche Baufläche und Fläche für 
Wald dargestellt, 
Teilfläche B 
Darsiellung einer gemischten Baufläche sowie Freihaltetrasse, derzeit als Sonderbaufläche Tourismus 
dargestellt, 
Teilfläche C 
Darstellung einer Wohnbaufläche, derzeit als Grünfläche mit Zweckbestimmung Sport und 
Bahnanlagen dargestellt. 

2. Stellungnahme 
2.1 Grundlagen 
Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmSchG) 1 sind bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 
zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen hervorgerufene 
Auswirkungen so weit wie möglich vermieden werden. Mögliche schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des BlmSchG können Lärm, Staub, Gerüche, Luftschadstoffe, elektromagnetische Felder, Licht 
etc. darstellen. Hinsichtlich des Lärms maßgeblich sind die Orientierungswerte des Beiblatts 1 der DIN 
18005, Teil 1 ,Schallschutz im Städtebau" (2023). 

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
Anforderungen zum Schutz vor schädlichen. Umwelteinwirkungen mit Pflichten der Betreiber von 
Anlagen sind in den §§ 5, 22 und § 66 Abs. 2 Bundes-Immissionsschutzgesetz Anlagen und in den 
Verordnungen zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wie der 16. BlmSchV 
(Verkehrslärmschutzverordnung)', der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) 

, Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BlmSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBI. I S. 1274; 2021 I S. 123). zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 202) 
2 Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. 
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3 und 
der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft)'. der Sportanlagenlärmschutzverordnung 
(18. BlmSchV)S geregelt. 
Mögliche Beeinträchtigungen durch Lichtimmissionen werden an hand der Lichtleitlinie6 ermittelt und 
bewertet. Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm -Geräuschimmissionen 
(AW-Baulärm6 gilt für den Betrieb von Baumaschinen auf Baustellen und beinhaltet Bestimmungen zur 
Anordnung von Immissionsrichtwerten zum Schutz der Nachbarschaft. 
Hinsichtlich der elektromagnetischen Felder und deren Störwirkung liegt die Zuständigkeit beim 
Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit (LAVG). 

2.2 Immissionsschutz 
Teilfläche A 
Die Teilfläche A soll der Entwicklung eines Übungsgeländes für den Bevölkerungs- und 
Katastrophenschutz dienen. Die Fläche ist derzeit teilweise als gewerbliche Baufläche dargestellt und 
befindet sich im Bereich weiterer gewerblicher Bauflächen. In einer Entfernung von ca. > 230 m befindet 
sich südlich der Neuen Straße bzw. südlich des Clara-Zetkin-Weges eine Wohnbaufläche. 
Unter Berücksichtigung der derzeitigen Darstellungen des FNP in diesem Bereich als gewerbliche 
Baufläche, wird aus immissionsschutzrechtlicher Sicht auf der Eberie des Flächennutzungsplanes ein 
Konflikt zwischen den Nutzungen nicht erwartet. 
Im nachfolgenden Bebauungsplanverfahren sind schutzwürdige Nutzungen u.a. auch betriebsfremde 
Büros, ggf. Betriebswohnungen innerhalb der gewerblichen Baufläche zu ermitteln und die 
Auswirkungen der Übungsfläche zu beurteilen. Ggf. · sind geeignet Maßnahmen der Minderung zu 
ermitteln und festzusetzen. 

Teilfläche B 
In einer Entfernung von< 200 m befindet sich nordöstlich eine gewerbliche Baufläche mit Standorten 
von genehmigungsbedürftigen Anlagen. 
Das Landesamt für Umwelt äußerte sich am 22.12.2023 im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung auf 
Grundlage von § 4 Abs. 1 BauGB zum BP Nr. 628 "Neues Messingwerk". 
Empfohlen wurde, im vorgesehenen Baugebiet die Orientierungswerte der DIN 18005 einzuhalten. Die 
auf den Geltungsbereich einwirkenden Geräuschimmissionen (technische Anlagen, Verkehr, 
planungsrechtlich gesicherte Flächen) sowie die von den Vorhaben ausgehenden Geräuschemissionen 
sollten gutachterlich ermittelt und bewertet-werden. Der Bestandsschutz der vorhandenen emittierenden 
Nutzungen ist zu berücksichtigen. Im Umweltbericht sind auch die auf den Geltungsbereich 
einwirkenden Geruchsimmissionen und Luftverunreinigungen ausgehend von der gewerblichen 
Baufläche nordöstlich der Mühlenstraße aufzunehmen. 

BlmSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBI. I S. 1036), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. November 2020 
(BGBI. I S. 2334) . 
3 Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm - TA Länm) vom 26. August 1998 (GMBI. S. 503), zuletzt geändert durch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift vom 01 . 
Juni 2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5) 
'Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft - TA Luft) vom 18. AU9ust 2021 (GM BI. S. 1050) 
5 Achtzehnt Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Sportanlagenlänmschutzverordnung -
18.BlmSchV vom 8.0ktober 2021 (BGBI. S. 4644) 
6 Leitlinie des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz zur Messung und Beurteilung von Lichtimmissionen 
(Licht-Leitlinie) vom 16. April 2014 (ABI. S. 691), zuletzt geändert durch Erlass vom 17. September 2021 (ABI. S. 779) 
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Teilfläche C 
Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes beinhalten nördlich, östlich und südlich Wohnbauflächen. 
Ein Konflikt zur Entwicklung einer Wohnbaufläche ist nicht erkennbar. 
Der Freistellungsbescheid der stillgelegten Bahnlrasse Strecke 6792 wird zur Kenntnis genommen. 

Standorte genehmigungsbedürftiger Anlagen 
Standorte genehmigungsbedürftiger Anlagen können dem link: 
https :llwww.~mweltdaten .brandenburg .de/karten 

entnommen werden. 

3. Mitteilung 
Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes berührt immissionsschutzrechtliche Belange. 
Dem Landesamt für Umwelt ist im weiteren Verfahren Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

I Dieses Dokument wurde am 08.04.2024 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
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